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Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, der SPD und DIE LINKE 

Nationaler Ausstieg aus der Glyphosat-Anwendung 

Trotz der am 27. November 2017 erfolgten Erneuerung der Zulassung von Gly-
phosat im zuständigen EU-Berufungsausschuss um weitere fünf Jahre steht es 
jedem Mitgliedsstaat frei, nationale Verbote von glyphosathaltigen Herbiziden 
zu erlassen. Die massive Nutzung von Glyphosat hat nicht vollständig geklärte 
Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere auf die Artenvielfalt. Die natio-
nalen Zulassungsbehörden müssen indirekte Effekte von Herbiziden auf die 
biologische Vielfalt stärker berücksichtigen.  

Es gibt Alternativen zum Einsatz von Glyphosat im Ackerbau, die auch ag-
rarökologisch vorteilhaft wären. Dies wurde auch vom Julius-Kühn-Institut be-
stätigt. 

Das Vorsorgeprinzip erfordert umweltschützendes staatliches Handeln. Weder 
sind die gravierenden Wissenslücken über Glyphosat in der Lebensmittelkette 
geschlossen, noch ist der wissenschaftliche Streit zu gesundheitlichen Gefah-
ren abschließend geklärt. 

Das Zulassungsverfahren für Herbizide muss daher reformiert und dabei das 
Vorsorgeprinzip endlich berücksichtigt werden. Nicht zuletzt ist angesichts des 
dramatischen Insektenschwundes ein bundesweites Insektenmonitoring nötig, 
um effektive Gegenmaßnahmen besser steuern zu können. 

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen: 

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf: 

1. darauf hinzuwirken, dass die Bremer Straßenbahn AG künftig auf den Ein-
satz von Glyphosat verzichtet. 

2. sich auf Bundesebene  

− für ein nationales Verbot von glyphosathaltigen Herbiziden,  

− für eine Reform der Zulassungsverfahren nach dem Vorsorgeprinzip 
und  

− für ein bundesweites Insektenmonitoring  

einzusetzen. 

3. alle landesrechtlichen Spielräume – ähnlich wie in Niedersachsen – zu nut-
zen, damit keine weiteren Genehmigungen für den Einsatz von glyphosat-
haltigen Pflanzenschutzmitteln und sonstiger krebserregender Wirkstoffe 
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auf Nichtkulturland gemäß § 12 Abs. 2 Satz 3 des Pflanzenschutzgesetzes 
mehr erteilt werden. 

Dr. Maike Schaefer und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Jens Crueger, Stephanie Dehne, Björn Tschöpe und 
Fraktion der SPD 

Nelson Janßen, Klaus-Rainer Rupp, Kristina Vogt und 
Fraktion DIE LINKE 
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